Der Vorsitzende des Haupt- und Viernheim, den 28. September 2011
Finanzausschusses (Wirtschaftsforderung

(zu veroffentlichen am Dienstag, den 27.09.2011)

Zeitungen: Viernheimer Tageblatt
Sudhessen Morgen

Amtliche Bekanntmachung

Betr.: Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses
(Wirtschaftsforderung)

AmDonnerstag, dem 29.09.2011, um 18:30 Uhr, findet im Ratssaal des
Rathauses die nachste Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses
(Wirtschaftsforderung) statt.

TAGESORDNUNG:

1. Bedarf an Betreuungsplétzen fur unter Dreijdhrige Kinder
- weiterer Ausbau in Viernheim in den Jahren 2012 - 2013 -
2. Kinderbetreuung
Elternbeitrage in den Viernheimer Einrichtungen
3. Konzept zur Beteiligung der Einwohnerschaft Viernheims

an der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung
in der Stadt Viernheim

4. Anzeigepflicht geméaR § 26 a HGO

5. Verschiedenes

Viernheim, den 28. September 2011
Der Vorsitzende
gez.: Jurgen Gutperle
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Protokoll-Nr. 3/2011 Viernheim, den 05.10.2011

PROTOKOLL %i%{:

Zuderauf Donnerstag, den 29.09.2011, um 18:30 Uhr, im Ratssaal des Rat-
hauses anberaumten Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschafts-

forderung) waren erschienen:

VOM HAUPT- UND FINANZAUSSCHUSS (WIRTSCHAFTSFORDERUNG):

SPD:

CDuU:

GRUNE:
LINKE:

Englert, Matthias Stv. (Vertreter fir M. Pfenning)

Klingenstein, Thomas Stv.

Rihm, Dieter Stv.

Dr. Ritterbusch, Jorn Stv.

Schmiddem, Jutta Stve.

Frank, Elvira Stve. (Vertreterin fiir S. Brechtel)

Gross, Dieter Stv. (Vertreter fur V. Ergler)

Gutperle, Jurgen Ehrenstv. — Vorsitzender-

Schuibeler, Norbert Stv. (Vertreter fiir B. Kempf)

Winkenbach, Manfred Ehrenstv.

Frickel, Michael Stv. (Vertreter fur A. Weienberger)
VOM MAGISTRAT:

Baal3, Matthias Blrgermeister

VON DER VERWALTUNG:

Scholz, Herbert Kammereiamt/Ausschussbetreuer

Klein, Volker Hauptamt/Amt fur offentliche Sicherheit
und Ordnung

Benz, Josef Amt fUr Soziales und Standesant

ALS SCHRIFTFUHRERIN:

Wetzel, Bianca Amtfrau (Protokoll)
Hoock, Katja Verwaltungsfachwirtin

VON DER PRESSE:

Tageblatt
Sudhessen Morgen
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Ausschussvorsitzender Jirgen Gutperle eréffnete um 18:30 Uhr die Sitzung, begrif3te alle
Anwesenden und stellte die form- und fristgerechte Einladung sowie die Beschlussfahig-
keit des Ausschusses fest.

Gegen das Protokoll der Sitzungen des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschafts-
forderung) vom 25.08.2011 wurden keine Einwénde erhoben.

TAGESORDNUNG:

1. Bedarf an Betreuungsplatzen fur unter Dreijahrige Kinder
- weiterer Ausbau in Viernheim in den Jahren 2012 - 2013 -

2. Kinderbetreuung
Elternbeitrage in den Viernheimer Einrichtungen

3. Konzept zur Beteiligung der Einwohnerschaft Viernheims
an der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung
in der Stadt Viernheim

4. Anzeigepflicht gemaf 8 26 a HGO
5. Verschiedenes

1. Bedarf an Betreuungsplatzen fiir unter Dreijahrige Kinder
- weiterer Ausbau in Viernheim in den Jahren 2012 - 2013 -

Bezuq: Vorlage des Amtes fur Soziales und Standesamt vom 17.08.2011
Auf 0.a. Vorlage wird verwiesen.

Burgermeister Baald merkte an, dass dieses Thema bereits mehrfach in den Fraktio-
nen und den Gremien behandelt wurde, u.a. sei man auch in der letzten Sitzung des
Haupt- und Finanzausschusses im Zusammenhang mit dem Krippenbau bei der Kita
St. Hildegard darauf eingegangen.

In der Vorlage sei dargelegt, in welchen Einrichtungen weitere Platze geschaffen wer-
den sollen.

Derzeit befinde man sich im Gesprach mit den verschiedenen Tragern.

Mit dem in dieser Sitzung vorgesehenen Beschluss solle der Verwaltung signalisiert
werden, dass die Grundrichtung fir den weiteren Ausbau mitgetragen wird. Fr die
einzelne Einrichtung werde dann vor der Realisierung jeweils separat Vorlage ge-
macht.

Anhand der vorhandenen Wartelisten kdnne man sehen, dass der Bedarf an weiteren
Krippenplatzen gegeben ist.

Wie schon in der letzten Ausschusssitzung angesprochen, sei dieser Ausbau aber
auch mit einem erheblichen finanziellen Aufwand fiir die Stadt verbunden.

HuFA.Prot. Nr. 3/2011/ Sitzung vom 29.09.2011
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Stv. Gross erkundigte sich, ob es Signale von Land oder Bund gibt, den Ausbau von
Krippenplatzen auch noch nach 2013 zu fordern.

Laut Herrn Benz ist derzeit keine Verlangerung der Forderung von Neu- oder Um-
baumalnahmen vorgesehen.

Stv. Rihm fuhrte aus, mit dem Ausbau der Krippenplatze befinde man sich in einer
schwierigen Situation.

So sei es zwar einerseits zu begruf3en, dass durch die Schaffung weiterer Platze die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessert wird, anderseits hatten die Kommunen
das Problem der Finanzierung.

Es sei nicht in Ordnung, dass Land und Bund Vorgaben fir die Kinderbetreuung ma-
chen, aber nicht die hierftir erforderlichen Mittel bereit stellen.

Ehrenstv. Winkenbach teilte mit, die Grinen hétten zum Ausbau der Krippenplatze,
fur die man 20 Jahre gekampft habe, ein klares positives Votum, auch wenn dies mit
enormen Kosten verbunden sei.

Man sei damit auf dem richtigen Weg, der aber in finanzieller Hinsicht nicht ganz
durchdacht sei. Die Wende in der Familienpolitik der Bundes-CDU sei gut, man habe
bei deren Ausgestaltung aber nicht den noétigen finanziellen Weitblick gezeigt.

Er personlich habe dabei ein etwas ungutes Gefihl, denn die Politik stecke dabei in
einer Sackgasse. Die Schere zwischen dem sinnvollen Angebot und dem finanziell
machbaren gehe dabei weit auseinander.

Soweit er der Vorlage habe entnehmen kdénnen, sei die Férderung fir Umbaumal3-
nahmen deutlich geringer als fur die Neubauten.

Er erkundigte sich, ob es einen Option ware, sich finanziell einen etwas groR3eren
Spielraum zu verschaffen, wenn man erst einmal nur die Neubauprojekte umsetzen
wirde und mit den Umbaumalinahmen noch zuwartet, ob sich der Bedarf tatsachlich
weiter so entwickelt, auch auf die Gefahr hin, dass man bei einer Umsetzung der Um-
baumalnahmen nach 2013 keinen Landeszuschuss mehr erhalten wirde.

Ihn interessierte, welche zusatzliche finanzielle Belastung eine Verschiebung bei den
Umbaukosten fir die Stadt bedeuten wirde.

Zumindest bei den Personalkosten hatte man dann zunachst geringere Belastungen.

Burgermeister Baal3 sah das hauptséachliche finanzielle Problem nicht die Baukosten,
sondern in den laufenden Betriebskosten.

Er war der Ansicht, dass es flr die Stadt kaum gunstiger kommen wird, wenn sie mit
den Umbauprojekten zuwartet und dann auch noch den Landesanteil selbst tragen
muss.

Welche Kosten insgesamt fur die UmbaumaRnahmen anfallen werden, sei noch nicht
ermittelt.

Herr Benz informierte, pro Gruppe betrage der Landeszuschuss 50.000 €. Diese
misste man dann ggf. selbst tragen, wenn es dabei bleibt, dass die Forderung nur bis
2013 erfolgt.

Ausschussvorsitzender Gutperle sprach an, dass in der Vorlage bei 10 Platzen
noch keine Zuordnung zu einer Einrichtung vorgenommen worden sei und erkundigte
sich, ob es hierzu zwischenzeitlich schon genauere Uberlegungen gebe.

Burgermeister Baal} erklarte, der Bedarf an diesen 10 Platzen hange noch davon ab,
wie die vorgesehenen zuséatzlichen 30 Krippenplatze bei der Kita Arche Noah ange-
bunden werden kdnnen. Dazu wirden derzeit Gesprache zwischen Stadtverwaltung,
Trager und Landesjugendamt laufen.
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Wenn die Anbindung der weiteren Platze, wie vom Tréager gewinscht, unter einer Lei-
tung mit den bestehenden Krippenpléatzen realisiert werden soll, habe dies zur Folge,
dass man bei Arche Noah fur alle Krippenplatze eine neue Betriebserlaubnis braucht
und dann auch fir die bestehende Krippengruppe nach der Mindestverordnung eine
Reduzierung vom 15 auf 10 Platze erfolgen wirde.

Wirde man die neuen Platze unter einer separaten Krippenleitung schaffen, gelte die
neue Betriebserlaubnis und die Mindestverordnung nur fur die neuen Krippenplatze,
die bestehende Gruppe wiirde unverandert weitergefuhrt.

Beschluss:

Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsforderung) stimmt dem weiteren Ausbau
an Krippenplatze wie vorgeschlagen zu. Die Stadt tbernimmt die hierfir notwendigen
Kosten fuir den Ausbau sowie die erforderlichen Trageranteile der Betriebskosten flr
die Krippengruppen.

Der Stadtverordneten-Versammlung ist Vorlage zu machen.

Abstimmung: Einstimmig, O Enthaltung(en)

Auszuq: Amt fir Soziales und Standesamt

Kinderbetreuunqg

Elternbeitrdge in den Viernheimer Einrichtungen

Bezuq: Vorlage des Amtes flr Soziales und Standesamt vom 13.09.2011
Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.

Burgermeister Baal} erklarte, dass das Thema Elternbeitrage in dieser Ausschusssit-
zung nur beraten werden solle, die Beschlussfassung sei erst fur die nachste Sitzung
vorgesehen.

Durch die Erh6hung der Elternbeitrage solle zumindest ein teilweiser Ausgleich fur die
durch die Krippenplatze zusatzlich anfallenden Betriebskosten erreicht werden.

Die Verwaltung schlage vor, die Kindergartenbeitrage um jeweils 25 € zu erhéhen und
bei den Krippen einen Elternbeitrag von 190 € zu erheben.

Hierdurch wirde man jahrlich Mehreinnahmen von 336.600 € erzielen kénnen.

Auf den Regelkindergartenplatz im 3. Kindergartenjahr, der gebihrenbefreit ist, wirde
sich die Erh6hung nicht auswirken.

Fir diese Platze erhalte die Stadt einen Ausgleich vom Land Hessen in H6he von rund
100 €. Dieser Betrag wirde sich auch bei einer Gebihrenerhéhung nicht &ndern, er
werde hessenweit pauschal unabhangig von den tatsachlichen Kindergartenbeitrdgen
gezahlt.

Geringverdiener hatten auch kinftig die Mdglichkeit, tber das Jugendamt eine Gebuh-
renbefreiung zu beantragen. Betroffen seien davon ca. 250 Platze, auf die sich die
Gebuhrenerhéhung dann auch nicht auswirken wirde.

Herr Benz stellte ergéanzend klar, dass auch bei einer Erhéhung der Beitrage flr den
Regelkindergartenplatz auf Gber 100 € fur das 3. Kindergartenjahr vom Land nur 100 €
pro Platz gezahlten werden. Es bleibe dann nur die Méglichkeit, die Differenz zwi-
schen dem Landeszuschuss und dem festgelegten Elternbeitrag im 3. Kindergarten-
jahr von den Eltern zusétzlich zu fordern.
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Ehrenstv. Winkenbach erklarte, wie bereits in der letzten Ausschusssitzung ange-
sprochen, seien die Griinen dafur, die Kosten anders zu verteilen und den Elternbei-
trag einkommensabhéngig zu staffeln. Diejenigen, die es sich leisten kdnnen, sollten
starker zur Zahlung herangezogen werden.

Allein die Aussage des Birgermeisters, dass von Kommunen, die diese einkommens-
abhangige Gebuhr anwenden, gesagt werde, man wolle diese wegen des hohen Ver-
waltungsaufwandes wieder abschaffen, sei fur ihn noch kein ausreichendes Argument
dafir, dass es in Viernheim nicht rentabel ware.

Man solle dies genauer thematisieren.

Burgermeister Baal teilte mit, dass die Problematik bereits im Sozial- und Kulturaus-
schuss ausfuhrlich erlautert worden sei.

Um die Eltern dazu zu bringen, ihre Einkommensverhaltnisse offen zu legen, um
einen Reduzierung zu erwirken, misste man die Elternbeitrage recht hoch, mit 300 -
400 € ansetzen.

Man muisse damit rechnen, dass dann etwa 580 Antrage auf Beitragsreduzierung ein-
gehen, denn der Groliteil werde kaum bereit sein, diese Summe zu akzeptieren.

Die Uberpriifung der Einkommensverhéltnisse miisste dann durch die Stadtverwaltung
erfolgen, denn zum einen wirden die Trager es ablehnen, diese Aufgabe zu tber-
nehmen und zum anderen sei es sicher auch nicht wiinschenswert, wenn die Kinder-
gartenleitung Uber die Einkommensverhéaltnisse der Eltern Bescheid weil3.

Um die Antrage abwickeln zu kénnen, brauchte man in der Verwaltung 2 Vollzeitkrafte,
was Personalkosten von 70.000 -80.000 € zur Folge hatte.

Es werde jeweils ein langerwieriges Antragsverfahren, u.U. mit Widerspruchsverfah-
ren, entstehen.

Zudem kdnne man auch nicht davon ausgehen, dass die Beitrage dann jeweils flr ein
Jahr so festgesetzt sind, sondern man musse auch unterjahrig auf nachgewiesene
Anderungen der Einkommensverhaltnisse reagieren.

Anderseits wirden es die Eltern wohl eher kaum freiwillig anzeigen, wenn sich ihre
Einkommensverhaltnisse nach der Uberpriifung verbessert haben und sie dann ei-
gentlich mehr zahlen mussten.

Es sei dann nicht mehr kalkulierbar, welche Einnahmen man tatsachlich pro Jahr hat.

Zu befurchten sei auch, dass gutverdienende Eltern dann die Erwartung haben, dass
sie fur ihr Kind auch eine bessere Leistung erwarten konnen, weil sie mehr zahlen als
andere.

Auch das sei sicher keine Qualitat, die man in dem Verhéltnis zwischen den Betreu-
ungseinrichtungen und den Eltern haben wolle.

Herr Benz ergéanzte, die Eltern seien wahrend des laufenden Antragsverfahrens sicher
nicht bereit, die festgesetzten hohen Elternbeitrage zu zahlen, so dass die Stadt die
Abschlagszahlungen an die Trager erhdhen und in Vorleistung treten misste, um den
Tragern Einnahmesicherheit zu geben.

Es ware schwierig, die Eltern dazu zu verpflichten, Mehreinkinfte gegeniber dem bis-
herigen Nachweis offen zu legen.

Ferner misste genau geklart werden, welche Dinge von den Bruttoeinkiinften abgezo-
gen werden kénnen, um das fur die Elternbeitrage maf3gebliche Einkommen zu ermit-
teln.

Hinzu komme, dass man nach den bestehenden Vereinbarungen zumindest mit den
Tragern, die die Einrichtungen teilweise mitfinanzieren, Einvernehmen tber die Ge-
bldhrengestaltung herbeifiihren misse. Die Trager hatten sich aber klar gegen einen
einkommensabhéangige Gebihr ausgesprochen.
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In Kommunen, die die einkommensabhangige Gebiuhr anwenden, handle es sich zu-
meist um Betreuungseinrichtungen in kommunaler Tragerschatt, in Viernheim habe
man aber vorwiegend Einrichtungen in Tragerschaft der AWO oder der Kirchenge-
meinden.

Stv. Gross meinte, man habe in Viernheim die glickliche Situation, dass nur sehr we-
nige Kinder, die eingeschult werden vorher keinen Kindergarten besucht haben. Wenn
die Elternbeitrdge so hoch angesetzt werden und man erst ein Antragsverfahren
durchlaufen misse, um diese zu reduzieren, sehe er die Gefahr, dass einige Eltern
davon Abstand nehmen, ihr Kind in den Kindergraten zu geben.

Stv. Klingenstein meinte, mit der einkommensabh&ngigen hohen Gebuhr fiihre man
das fort, was man bei Land und Bund beklage - man verlagere die Finanzierungsprob-
lematik weiter nach unten auf das schwachste Glied - in diesem Fall die Eltern.

Das kénne kaum der richtige Weg sein.

Man misse auch bedenken, dass die Stadt den Tragern gegenuber bei den laufenden
Antragsverfahren in Vorleistung treten muss und hierfir Kredite mit entsprechenden
Kreditkosten anfallen wirden.

Fur die Berechnung der Beitragshohe werde man wohl die Einkommensteuererklarung
zugrunde legen mussen.

Die Besserverdiener wirden da wohl eher wissen, wie man sein Einkommen ,schon
rechnet”. Betroffen von den zuséatzlichen Belastungen wirden daher dann wohl eher
die mittleren Einkommensgruppen.

Auch er habe die Befiirchtung, dass mit einer einkommensabh&ngigen Elternbeitragen
ein anderes Anspruchsdenken hervorgerufen werde.

Auch in der Elternschaft der AMS werde das Thema Schulspende heftig diskutiert. Die
Eltern wirden ein Mitspracherecht und eine gewisse Qualitatssicherung fordern, wenn
sie nun schon etwas fir den Schulbesuch zahlen sollen. Das sei eine véllig neue Situ-
ation, die durchaus dann auch in den Kindergérten entstehen kdnnte

Bei dem zu erwartenden Verwaltungsaufwand werde sich diese Form der Beitragsstaf-
felung kaum lohnen.

Stv. Frickel fuhrte an, man wolle die Steuererklarung und ahnliches méglichst einfach
machen, da sei es nicht besonders sinnvoll, nun die Zahlung der Elternbeitrdge so zu
verkomplizieren.

Der hohe Verwaltungsaufwand werde einige Eltern davor abschrecken, ihr Kind in
eine Betreuungseinrichtung zu geben. Damit kénne bei diesen Kindern die dort erfol-
gende Sozialisierung nicht stattfinden.

Auch er sah die Gefahr, durch einkommensabhangige Beitrdge ein Anspruchsdenken
und ein Klassendenken zu fordern.

Bildung sei ein einheitliches Gut, das unabhangig vom Einkommen sichergestellt wer-
den sollte.

Stv. Rihm erklarte, er sei vom Grunde her Anhanger des Sozialstaatsprinzips und
damit der Auffassung, dass diejenigen, die mehr verdienen auch einen gré3eren Bei-
trag leisten sollen. Daher sei es ihm selbst wichtig gewesen, dass die einkommensab-
hangige Ausgestaltung der Elternbeitrage gepruft wird.

Nach den Ergebnissen dieser Uberpriifung und den hierzu erfolgten Erlauterungen der
Verwaltung habe er aber erkannt, dass dies im Falle der Kindergartenbeitradge kontra-
produktiv ware.
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Wo die einkommensabhéangige Ausgestaltung von Beitragen und Gebuhren mit ver-
nunftigem Aufwand machbar sei, sei dies gut, in diesem Fall aber nicht.

Eigentlich misste man sogar dazu kommen, fur die frihkindliche Bildung in den Kin-
derbetreuungseinrichtungen gar keine Gebuhren zu erheben, wie dies auch mit der
Abschaffung des Schuldgeldes im Interesse einer Bildungszugangs fur alle der Fall
gewesen sei.

Hierzu misste man aber langerfristig eine andere Form der Finanzierungslésung fin-
den, z.B. Uber Steuergelder.

Stv. Klingenstein merkte an, dass viele der derzeit in den Kindergarten betreuten
Kinder einen Migrationshintergrund haben und man sei froh, dass diese die Einrich-
tungen besuchen.

Gerade bei den Eltern dieser Kinder bestehe Angst vor Behérdengéngen, so dass zu
beflirchten sei, dass vom Kindergartenbesuch abgesehen wird, wenn die Beitragser-
hebung ein aufwendiges Verfahren mit sich bringt. Die oft schon im Kindergarten an-
gegangenen Integrations- und Sprachprobleme wirden so erst spater in der Schule
auftreten, was keinesfalls wiinschenswert sei.

Stv. Schibeler wies daraufhin dass die Elternbeitrage 17 Jahre unverandert geblie-
ben waren und hielt es fur sinnvoll, eine Regelung aufzunehmen, dass bei diesen, a-
ber auch bei anderen Gebiihren und Beitragen eine regelmafige Uberpriifung und
Anpassung an die Kostenentwicklung erfolgt.

Burgermeister Baal} erklarte, die Stadtverordneten-Versammlung konne ggf. in den
Beschluss Uber die Beitragsanpassung auch einen Passus aufnehmen, dass die Ver-
waltung die Elternbeitrage z.B. alle 2 Jahre tberprifen und die Berechnung sowie
einen Anpassungsvorschlag vorlegen soll.

Stv. Ritterbusch hielt es ebenfalls fur sinnvoll, eine Regelung fur eine regelméaRige
Uberprifung der Elternbeitrage mit aufzunehmen, besser wére es aber noch, diese
jahrlich gekoppelt an die Kostenentwicklung vorzunehmen.

Viele der Eltern von Kindern im Kindergartenalter wirden bemangeln, dass die Betra-
ge nun so lange unverandert geblieben sind und nun gerade sie von der Erhéhung be-
troffen werden.

Ehrenstv. Winkenbach meinte, er kénne sich der Aussage des Stv. Rihm, dass die
Kinderbetreuung eigentlich sogar kostenfrei sein sollte, nur anschlieen. Er gehe da-
von aus, dass die Diskussion in seiner Fraktion beinhalten werde, dass man im Prinzip
durch die lange Nichtanpassung der Gebuhren bei steigenden Kosten im Interesse der
Eltern und der moglichst geringen finanzielle Belastung fur die frihkindliche Erziehung
gehandelt habe. Er kdnne noch nicht abschatzen, ob die Griinen unter diesen Um-
stéanden einer Erh6hung zustimmen werden.

Ausschussvorsitzender Gutperle erklarte, dass man die Angelegenheit in der
nachsten Ausschusssitzung nochmals zur Beschlussfassung aufrufen werde. In den
Beschlussvorschlag solle auch eine Regelung beziiglich der regelmaRigen Uberpri-
fung der Beitragsanpassung aufgenommen werden.

Wv.: 27.10.2011
Auszug: Amt fir Soziales und Standesamt
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3. Konzept zur Beteiligung der Einwohnerschaft Viernheims
an der politischen Willensbildung und Entscheidungsfindung
in der Stadt Viernheim

Bezuq: Beteiligungskonzept und Schreiben des Stv.-Vorstehers vom 26.09.2011

Stv.-Vorsteher Dr. Ritterbusch hatte mit Schreiben vom 26.09.2011 allen Stadtverord-
neten das ihm von der Steuerungsgruppe Birgerbeteiligung Gbergebene Konzept zur
Beteiligung der Einwohnerschaft Viernheims an der politischen Willensbildung und
Entscheidungsfindung in der Stadt Viernheim zukommen lassen und auf die anste-
hende Beratung im Haupt- und Finanzausschuss hingewiesen.

Burgermeister Baal erinnerte, dass die Stadtverordneten-Versammlung der Verwal-
tung im Juni 2010 den Auftrag zur Erarbeitung eines Konzeptes zur Birgerbeteiligung
gegeben habe.

Die Verwaltung liefere nur das Ergebnis, das, wie beauftragt, unter Beteiligung von
Stadtverordneten, interessierten Burgerinnen und Burger, Vertreter/innen von Verei-
nen und nicht fest organisierten Gruppen, Vertreter/innen der Verwaltung und Vertre-
ter/innen der Viernheimer Wirtschaft erstellt wurde.

Vor einer Beschlussfassung durch die Stadtverordneten-Versammlung solle nun die
Beratung in den Fraktionen erfolgen. Bei dem Konzept handle es sich um einen Ver-
such, die Burger in einem geordneten Verfahren starker als bisher in die Entschei-
dungsfindung einzubeziehen.

Ausschussmitglied Dr. Ritterbusch ergriff in seiner Funktion als Stv.-Vorsteher das
Wort.

Den beteiligten Birgern und vor allem der Steuerungsgruppe gelte sein Dank fur die
Erarbeitung des Konzeptes. Ziel sei es, dadurch klare Regeln fir die Einbindung der
Birger zu haben.

Er hoffe, dass man in der Stadtverordneten-Versammlung bald zu einem Beschluss
und dann auch zur Umsetzung dieses Konzeptes kommen werde.

Im Rahmen der Informationsveranstaltung am 26.08.2011, in der das Konzept noch-
mals allen Teilnehmern des Beteiligungsworkshops vorgestellt wurde, sei diskutiert
worden, ob, wie derzeit in dem Konzept vorgesehen, der Startbeschluss fir ein Betei-
ligungsverfahren durch die Stadtverordneten-Versammlung erfolgen muss oder ob
man dies auch an die Steuerungsgruppe Ubertragen kénnte.

Er bat darum, dies bei den fraktionsinternen Beratungen mitzudiskutieren.

Stv. Gross merkte an, dass bei der Info-Veranstaltung ein Ablaufdiagramm gezeigt
wurde, in dem der Weg zur Entscheidung tber ein Beteiligungsverfahren ausfihrlich
dargestellt wurde und bat dieses den Stadtverordneten zur Verfugung zu stellen.

@ Die am 26.08.2011 vorgestellte Prasentation einschliel3lich des Ablaufdia-
gramms liegt dem Protokoll bei.

Ehrenstv. Winkenbach fand es bemerkenswert, dass es gerade einige Stadtverord-
nete gewesen seien, die sich bei der 0.g. Informationsveranstaltung dafiir ausgespro-
chen hatten, die Hirde fur den Beginn eines Birgerbeteiligungsverfahrens niedriger zu
gestalten und den Beschluss der Stadtverordneten-Versammlung als Startvorausset-
zung wegfallen zu lassen.

Auszuq: Hauptamt, Burgermeister

HuFA.Prot. Nr. 3/2011/ Sitzung vom 29.09.2011
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4. Anzeigepflicht gemal 8§ 26 a HGO
Bezuq: Vorlage des Hauptamtes vom 05.09.2011

Auf o.a. Vorlage wird verwiesen.

Ausschussvorsitzender Gutperle forderte dazu auf, die noch ausstehenden Mel-
dungen nachzureichen.

Auszuq: Hauptamt

5. Verschiedenes
Keine Wortmeldung.

ENDE DER SITZUNG: 19:25 Uhr

DER VORSITZENDE: DIE SCHRIFTFUHRERIN:
gez.Gutperle gez.Wetzel
(Jurgen Gutperle) (Bianca Wetzel)

F.d.R.d.A.
Amtfrau

HuFA.Prot. Nr. 3/2011/ Sitzung vom 29.09.2011
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Anlage zu TOP 3
Prasentation im Rahmen der Informationsveranstaltung fir die Teilnehmer des Be-
teiligungsworkshops am 26.08.2011

"‘6

O'O

BEISPIEL 1

 Wunsch aus der Burgerschaft zur
Anlegung einer Kneipp-Anlage in
Viernheim




Pruffragenkatalog

Die Zahl bei sportmedizinischen Gesundheitsangeboten ist schwer
einzuschatzen. Man muss unterscheiden zwischen "Betroffenen” und
"Nutzern". Eigentlich musste der "Schlissel der Betroffenheit" bei
gesundheitlichen Belangen bei 100 % liegen, jedoch ist von einer Anzahl
von Nutzern von 20-50 % auszugehen. Das Angebot der Kneipp-Anlage
misste im Anschluss durch pddagogische MaRnahmen beworben werden,
um die Nutzerzahl zu erhéhen.

a) Hier besteht eine relativ geringe Gefahr. Das Thema "Sport und
Bewegung" geniel3t in unserer Gesellschaft eine hohe Akzeptanz.
b) Ja

Eine Kneipp-Anlage war auch schon Thema der Handlungsempfehlungen
der Sportentwicklungsplanung im Zusammenhang mit der Umgestaltung
des ehemalige Sportgebiets West zu einem offenen, frei zuganglichen und
generationentbergreifenden Sportpark. Von daher ist von einer grof3en
Bedeutung auszugehen.

Gemal der Prioritatenliste, die sich an den Handlungsempfehlungen der
Sportentwicklungsplanung orientiert, ist die Umgestaltung des Gelandes
des ehemaligen Sportgebietes West zu einem Familiensportpark mit einer
hohen Prioritat verbunden. Wenn man dort eine Kneipp-Anlage realisieren
wollte, misste dies zeitnah in den Planungen bertcksichtigt werden.

Es wére denkbar, das Projekt durch ehrenamtliche Unterstiitzung sowie
Firmen- und Vereinsspenden zu realisieren, so dass sich die Gesamtkosten
fur die Stadt auf ca. 10.000,- Euro belaufen dirften.




Vorgeschlagene
Beteiligungsmethoden

Das Burgerforum Sport und Bewegung ladt
zu einer offentlichen Veranstaltung zum
Thema Kneipp-Anlage ein.

Dabei sollen Vorschlage zum Betrieb der
Kneippanlage erarbeitet und ein Votum ftr
oder gegen die Umsetzung abgegeben
werden.

Vorgeschlagene
Beteiligungsmethoden

Es wird eine kurze Online-Befragung (max. 3
Fragen) durchgefihrt, in der das Interesse an
der Nutzung einer Kneipp-Anlage abgefragt
wird. Die Befragung wird tber die Presse
beworben.

Um auch Personen zu berticksichtigen, die
kein Internet nutzen, werden in 3, 4 Einrich-
tungen Fragekarten ausgelegt und Einwurf-
boxen aufgestellt.




Steuerungsgruppe
Kneipp-Anlage

-Prifung der Vorschlage Positiv
-Auswertung der Vorgeschalteten Prifungen Positiv
-Nutzungsrelevanz Positiv
-Eignung fur Viernheim Positiv
-Wie stark sind die Burger beteiligt? Hoch

- Entscheidungsebene Viernheim? Ja

-Wie ist die Betreuung nach Einfuhrung? Gut

Vorschlag mit Empfehlungen, Kommentaren und Bemerkungen zur
Machbarkeit an die

Stadtverordnetenversammlung
weiter leiten, im Falle Kneipp Anlage

>>>>> Burgerbeteiligungsverfahren
durchfihren!




Start:

Biirger tragt der
dem Birgermeister
und der Geschéfts-
stelle Beteiligung
den Vorschlag vor

Die Verwaltung be-
richtet den Biirgern/
den Beteiligten tiber
die Entscheidung der
Stadtverordneten-
Versammlung.

Ablaufplan des Belispiels

Kneipp-Anlage

Die Geschiftsstelle Beteiligung stellt an-

hand des Kriterienkatalogs in Zusammenar-
beit mit der internen Arbeitsgruppe/ dem :>

betroffenen Fachamt die notwendigen In-
formationen zusammen und sucht
geeignete Beteiligungsmethoden.

Zum Stichtag 30.04. und 30.10. berichtet
die Geschéftsstelle Beteiligung den
Fraktionsvorsitzenden, den Dezernenten

und der Steuerungsgruppe Uber die
eingegangenen Anregungen inkl. Kriterien-
prifung und Metthodenvorschlag

Die Steuerungsgruppe macht der Stadt-
verordneten-Versammlung Vorlage zu den
fiir eine Blirgerbeteiligung geeigneten
Projekten. Dabei schlégt sie eine oder
mehrere geeignete Beteiligungsmethoden
sowie den zu beteiligenden Personenkreis
und einen Zeitrahmen flr das Beteiligungs-
verfahren vor.

Die Stadtverordneten-Versamm-

lung beauftragt die Verwaltung mit
der Durchfithrung des Beteiligungs-

proz und legt die Rahmen-
bedingungen flr das Beteiligungs-
verfahren fest.

Die Stadtverordneten-Ver- Die Verwaltung setzt das be-
sammlung beschlieRt unter auftragte Beteiligungsverfahren
unter Einschaltung eines Mode-

gg;cz:ﬁiir;gsdﬁigedtzlggungs- <: rators mit Informations -, Dialog-,
Projekt und beauftragt die Dokumentations- und Rick-

: kopplungsphase um und macht der
Eerwaitung ggf. mit der Stadtverordneten-VVersammlung
msetzung.

Vorlage.




BEISPIEL 2

 Wunsch nach Ausweisung neuer
Gewerbeflachen




Ablaufplan des Beispiels
Auswelisung neuer Gewerbeflachen

Start:

Biirger wendet sich mit
einem maglichen Betei-
ligungsprojekt an die
Steuerungsgruppe.

Die Verwaltung berichtet
den Biirgern/ den Betei-
ligten dber die Entschei-
dung der Stadtverord-
neten-Versammilung.

11

Die Steuerungsgruppe
beauftragt die Geschafts-

durchzufiihren.

Die Geschiftsstelle Beteiligung stellt an-

o : x| hand des Knitenenkatalogs in Zusammenar-
stelle Beteiligung die beit mit der intemen Arbeitsgruppe/ dem

notwendigen Vorpriifungen V| betrofienen Fachamt die notwendigen In-
formationen zusammen und sucht geeig-
nete Beteiligungsmethoden.

|

Die Stadtverordneten-\er-
sammlung beschlielt unter
Wiirdigung des Beteiligungs-
ergebnisses dber das Projekt
und beaufiragt die Verwaltung,
zur Detailplanung des Projekies
ein weiteres Beteiligungsver-
fahren durchzufiihren.

)

Die Geschiftsstelle Betei-
ligung wihlt in Zusammen-
arbeit mit der intemen Ar-
beitsgruppe/ dem befroffe-
nen Fachamt geeignete Be-
teiligungsmethoden aus und
berichtet an die Steuerungs-

gruppe.

Zum Stichtag 30.04. und 31.10. berichtet
die Geschiftsstelle Beteiligung den Frak-
tionsvorsitzenden, den Dezernenten und
der Steuerungsgruppe iber die einge-
gangenen Anregungen inkl. Kriterien-
priifung und Methodenvorschlag.

——

il |

Die Verwaltung setzt das beauftragte
Beteiligungsverfahren unter Einschaltung
eines Moderators mit Informations-,
Dialog-, Dokumentations- und Riick-
kopplungsphase um und macht der
StadiverordnetenVersammlung Yorlage.

—
s

Die Stadtverordneten-Versamm-
lung beauftragt die Verwaltung mit
der Durchfilhrung des Beteiligungs- <:
prozesses und legt die Rahmen-

bedingungen fiir das Beteiligungs-

verfahren fest.

Die Steuerungsgruppe
macht der Stadtverordneten-
Wersammlung Vorlage zu
den fiir eine Biirgerbetei-
ligung geeigneten Projekten.
Dabei schlagt sie eine oder
mehrere geeignete Betei-
ligungsmthoden sowie den
zu beteiligenden Personen-
kreis und einen Zeitrahmen
fiir das Beteiligungsver-
fahren vor.

(= — Soll emn nenes Gewerbegeliet enfstehen? - €8 pace 2 Wie soll das neve Gewerbegebiet aussehen




Anlage

TOP: Viernheim, den 17.08.2011

Federfithrendes Amt
50 Amt fUr Soziales und Standesamt

Aktenzeichen:

Diktatzeichen: be
Drucksache: VL-76-2011/XVII 2. Ergdnzung
Anlagen: 1

Produkt/Kostenstelle:

Stand der Haushaltsmittel:

Benoétigte Mittel:

Protokollausziige an: Amt fur Soziales und Standesamt
Beratungsfolge Termin Bemerkungen
Haupt- und Finanzausschuss 29.09.2011
(Wirtschaftsforderung)

Beschlussvorlage

Bedarf an Betreuungsplatzen fur unter Dreijahrige Kinder
- weiterer Ausbau in Viernheim in den Jahren 2012 - 2013 -
Beschlussvorschlag:

Der Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsforderung) stimmt dem weiteren Ausbau
an Krippenplatze wie vorgeschlagen zu. Die Stadt tbernimmt die hierfir notwendigen
Kosten fuir den Ausbau sowie die erforderlichen Trageranteile der Betriebskosten flur
die Krippengruppen.

Der Stadtverordneten-Versammlung ist Vorlage zu machen.

Begrindung (Sachverhalt, Erlauterunq):

Der Magistrat und der Sozial- und Kulturausschuss hatten sich bereits in ihren Sitzungen
am 20.12.2010 bzw. am 19.01.2011 schon einmal mit dem Bedarf und weiteren Ausbau
an Betreuungsplatzen fur unter Dreijahrige befasst.

Nun sollen konkrete MalRnahmen zur Deckung des Bedarfs beschlossen werden.

Die Anzahl der Kinder unter drei Jahren betragt 801 Kinder (Stand 31.12.2010). Um eine
Versorgungsquote von 35% zu erreichen, werden 281 Krippenplatze bendtigt.

Mit dem Ausbau in der Kindertagesstatte ,Ganseblimchen® (10 Platze) und ,Maria Ward"
(20 Platze) stehen 161 Krippenplatze zur Verfigung, sodass noch weitere 120 Krippen-
platze zu schaffen waren.




Vorhanden sind:

Kinderdorfel 15

St. Michael 15
Johannes XXIlI 15

an der Apostelkirche

Arche Noah 15

AWO Pirmasener Stral3e 12
Sonnenschein 12
Pavillion 15
Tagespflege 32
Ganseblimchen 10 (2011)
Maria Ward 20 (2012)

Die Ausbauplanungen zur Erreichung der Zielquote erfolgt unter der Pramisse eines star-
ken Ausbaus in bestehenden Kindertagesstatten, da er mit dem Ausbau der Betreuung in
Kindertagespflege nicht zu erreichen ist.

Mit der Zielplanung im Kindergartenjahr 2010/11 haben wir eine Versorgungsquote von
16,35% der unter Dreijahrigen erreicht.

Der Umbau mit 10 Platzen in der Kindertagesstatte "Ganseblimchen" ist ab 01.10.2011
abgeschlossen.

Mit dem Neubau in der Kindertagesstatte "Maria Ward" 20 Platze) wird Anfang 2012 be-
gonnen, sodass wir nach Fertigstellung eine Versorgungsquote von 20,10% erreicht ha-
ben.

Anhand des aktuellen Platzbedarfs sind weitere 120 Krippenplatze erforderlich.

Um die erforderlichen Platze zu schaffen, wurden Gesprache mit verschiedenen Tragern
gefuhrt.

Unter der Pramisse, dass die Stadt die Trageranteile fir die Baumaflinahmen sowie die
Betriebskosten fiir die erforderlichen Platze Gbernimmt, stimmen sie dem Ausbau an Krip-
penplatze zu.

Die Anlage weist den gegenwartigen Planungsstand und die damit verbundenen Kosten
aus. Dieser Stand ist Grundlage der aktuellen Krippenbedarfsplanung.

Der Magistrat sowie der Sozial und Kulturausschuss haben sich in ihren Sitzungen am
22.08.2011 bzw. am 31.08.2011 mit der Vorlage befasst.
Uber das Ergebnis der Beratung wird in der Ausschusssitzung berichtet.



Anlage

Geplante Platze

- Arche Noah 30 Platze
- St. Hildegard 20 Platze
- Kleeblatt 20 Platze
- Kapellenberg 20 Platze
- Molitorhaus 20 Platze
- N.N. 10 Platze

120 Platze
Kostenaufwand:

a) Investitionskosten

Gemal den Richtlinien des Landes Hessen Uber die Férderung von Investitionen im Rah-
men des Investitionsprogramms ,Kinderbetreuungsfinanzierung* werden Baumaflnahmen
(Neubau, Erweiterungsbau, Ausbau, Umbau) sowie Ausstattungsinvestitionen fir die
Schaffung neuer Betreuungsplatze fir Kinder unter drei Jahren in Kindertageseinrichtun-
gen gefordert.

Die Hohe der Forderung betragt bei Neubau und Erweiterungsbau bis zu 14.500 € je ge-
schaffenem Betreuungsplatz und bei Umbau und Ausbau bestehender Gebaude sowie zur
Umwandlung bestehender Kindergartenplatze bis zu 4.000 €.

Fur die Ausstattung der Betreuungspléatze sind bis zu 500 € pro Betreuungsplatz vorgese-
hen.

Diese Mittel stehen bis zum Jahr 2013 zur Verfugung. Es empfiehlt sich deshalb, Bau-
mafinahmen bis 2013 durchzufuhren.

Aufgrund der zuletzt vorgelegten Kostenschatzungen fir Neubauten muss davon ausge-
gangen werden, dass pro zu schaffendem Krippenplatz rund 30.000 € aufgewendet wer-
den missen.

Die Kosten fur die Erweiterung des Krippenangebotes in Viernheim belaufen sich fir 80
Platze in Neubauten auf insgesamt 2.400.000 € (80 x 30.000 €). Daran wiurde sich das
Land Hessen mit rund 1.200.000 € (80 x 15.000 €) beteiligen.

Die Restfinanzierung ist von der Stadt Viernheim zu tragen.

b) Betriebskosten

Der stadtische Zuschuss zu den laufenden Betriebskosten wird sich durch den vorzuneh-
menden Ausbau von 120 Krippenplatzen (bis 2013) um ca. 1.300.000 € jahrlich erhéhen.

Die Betriebskosten fur eine Kinderkrippe (mit 10 Kindern) sind mit jahrlich 104.700 € anzu-
setzen. Dies ergibt sich aus der Berechnung der Personal- und Sachkosten, der bisheri-
gen Betriebskosten, abzlglich des Zuschusses des Landes Hessen (250,00 €/mtl/Kind)
sowie der Elternbeitrage (127,50 €/mtl./Kind).

Berechnung flr 10 Platze je Kindergruppe:

Betriebskosten: 150.000,00 €

Elternbeitrage: A. 15.300,00 €

Zuschuss Land Hessen: /. 30.000,00 €

Nicht gedeckte Kosten: 104.700,00 € - Zuschuss der Stadt Viernheim




TOP: Viernheim, den

Federfithrendes Amt
50 Amt fUr Soziales und Standesamt

Aktenzeichen:

Diktatzeichen: be
Drucksache: VL-77-2011/XVII 2. Ergédnzung
Anlagen: 2

Produkt/Kostenstelle:

Stand der Haushaltsmittel:

Benoétigte Mittel:

Protokollausziige an: Amt fur Soziales und Standesamt
Beratungsfolge Termin Bemerkungen
Haupt- und Finanzausschuss 29.09.2011
(Wirtschaftsforderung)

Beschlussvorlage

Kinderbetreuung
Elternbeitrage in den Viernheimer Einrichtungen
Beschlussvorschlag:

In dieser Sitzung soll nur eine erste Beratung erfolgen.
Die Beschlussfassung ist fir die Sitzung am 27.10.2011 vorgesehen.

Beqgriindung (Sachverhalt, Erlauterunq):

In den Viernheimer Einrichtungen werden derzeit 1.266 Betreuungsplatze fur Kinder zur
Verfigung gestellt.

Die Finanzierung erfolgt durch Beteiligung der Trager (konfessionelle Einrichtungen), der
Stadt Viernheim sowie durch Elternbeitrage.

Der Zuschussbedarf der Stadt Viernheim an den Betreuungskosten ist im Haushalt 2011
mit insgesamt 4.801.547,00 € veranschlagt.

Die Elternbeitrage wurden letztmals fir alle Viernheimer Einrichtungen am 01.08.1994 er-
héht.

Aktuelle Elternbeitrage in Viernheim:

Regelkindergarten: 76,00 €
Tagesplatz: 102,00 €
Hortplatz: 102,00 €

Krippenplatz: 127,50 €




In der anliegenden Aufstellung sind die Mehreinnahmen ersichtlich, sofern die Elternbei-
trdge monatlich zwischen 10,00 € und 25,00 € erhdht werden.

Zum Vergleich die Elternbeitrage in den Stadten Bensheim, Heppenheim, Lampertheim
und Weinheim fur Kinderbetreuung:

Bensheim: Weinheim:

Regelplatz: 80,00 € Regelplatz: 100,00 €
Tagesplatz: 125,00 € Tagesplatz: 173,00 €
Krippenplatz: 250,00 € Krippenplatz: 415,00 €
Heppenheim: Lampertheim:

Regelplatz: 105,00 € Regelplatz: 85,00 €
Tagesplatz: 145,00 € Tagesplatz: 127,66 €
Krippenplatz: 220,00 € Krippenplatz: 146,25 €

Der Magistrat sowie der Sozial- und Kulturausschuss haben die Angelegenheit in ihren
Sitzungen am 22.08. bzw. 31.08.2011 einer ersten Beratung unterzogen.

Auch im Haupt- und Finanzausschuss soll der Sachverhalt in dieser Sitzung nur beraten
werden.

Die Beschlussfassung in Magistrat, Ausschiissen und Stadtverordneten-Versammlung soll
dann in der nachsten Sitzungsrunde erfolgen.



Kindertagesstatten

; ff Zuschussbedarf (Ertrage ./. Aufwendungen):
Hh.Plan Hh.Plan
2011 2010
€ €
Kindertagesstatte 432.341,00 433.435,00
,Pirmasenser Stra3e 8“
Kindertagesstatie 460.596,00 463.385,00
,Kirschenstr. 79“
Kindertagesstatte 560.329,00 548.760,00
,Am Kapellenberg*
Kindertagesstétte 643.800,00 627.335,00
LKinderdorfel”
Kindertagesstatte 419.834,00 400.370,00
.Sonnenschein®
Kindertagesstatte 294.145,00 251.835,00
,Ganseblimchen“
Konfessionelle 1.990.502,00 2.200.000,00
Kindertagesstatten und
Kinderschutzbund flr
Pavillon
Zwingenberger Stra3e
Gesamtzuschuss: 4.801.547,00 4.925.120.00
Gesamt-Zuschussbedarf fiir die
Kindertagesstétten in Mio. € von 2001 - 2011

5,00 |

4,50% '

4,00 4 '

3,50-5 -

3,00 1.,

Mio. € 2,50+
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* Planansatz Jahre
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Beitrage in Kindertagesstatten

Info: Fur 270 Kinder, die in Kiga und Tagesstatten betreut werden tbernimmt das Land
Hessen Kosten von monatlich 100,00 € (Befreiung vom Elternbeitrag 3. Kindergartenjahr).
Dies entspricht derzeit einem Jahresbeitrag von 324.000,00 €.

Aktueller Elternbeitrag:

Einrichtung Kinder Beitrag Beitrag Beitrag

aktuell monatlich jahrlich
Befreiung 3. Jahr 270 100,00 € 27.000,00 € 324.000,00 €
Kindergarten 599 76,00 € 45.524,00 € 546.288,00 €
Tagesstatte 185 102,00 € 18.870,00 € 226.440,00 €
Hort 128 102,00 € 13.056,00 € 156.672,00 €
Krippe 84 127,50 € 10.710,00 € 128.520,00 €
1.266 1.381.920,00 €

Erhdhung Variante 1
Einrichtung Kinder Beitrag Beitrag Beitrag
Erhdhung monatlich jahrlich
10,00 €
Befreiung 3. Jahr 270 100,00 € 27.000,00 € 324.000,00 €
Kindergarten 599 86,00 € 51.514,00 € 618.168,00 €
Tagesstatte 185 112,00 € 20.720,00 € 248.640,00 €
Hort 128 112,00 € 14.336,00 € 172.032,00 €
Krippe 84 137,50 € 11.550,00 € 138.600,00 €
1.266 1.501.440,00 €
Mehreinnahmen 119.520,00 €
Erhdhung Variante 2
Einrichtung Kinder Beitrag Beitrag Beitrag
Erh6hung monatlich jahrlich
15,00 €

Befreiung 3. Jahr 270 100,00 € 27.000,00 € 324.000,00 €
Kindergarten 599 91,00 € 54.509,00 € 654.108,00 €
Tagesstatte 185 117,00 € 21.645,00 € 259.740,00 €
Hort 128 117,00 € 14.976,00 € 179.712,00 €
Krippe 84 142,50 € 11.970,00 € 143.640,00 €
1.266 1.561.200,00 €
Mehreinnahmen 179.280,00 €




Erhdhung Variante 3

Einrichtung Kinder Beitrag Beitrag Beitrag
Erhdéhung monatlich jahrlich
20,00 €
Befreiung 3. Jahr 270 100,00 € 27.000,00 € 324.000,00 €
Kindergarten 599 96,00 € 57.504,00 € 690.048,00 €
Tagesstatte 185 122,00 € 22.570,00 € 270.840,00 €
Hort 128 122,00 € 15.616,00 € 187.392,00 €
Krippe 84 147,50 € 12.390,00 € 148.680,00 €
1.266 1.620.960,00 €
Mehreinnahmen 239.040,00 €
Erhdhung Variante 4
Einrichtung Kinder Beitrag Beitrag Beitrag
Erhdéhung monatlich jahrlich
25,00 €

Befreiung 3. Jahr 270 100,00 € 27.000,00 € 324.000,00 €
Kindergarten 599 101,00 € 60.499,00 € 725.988,00 €
Tagesstatte 185 127,00 € 23.495,00 € 281.940,00 €
Hort 128 127,00 € 16.256,00 € 195.072,00 €
Krippe 84 152,50 € 12.810,00 € 153.720,00 €
1.266 1.680.720,00 €
Mehreinnamen 298.880,00 €

Erhdhung Variante 5 (Elternbeitrag um 25,00 € - Krippenplatz: 190,00 €)

Einrichtung Kinder Beitrag Beitrag Beitrag
Erhdhung monatlich jahrlich
25,00 €

Befreiung 3. Jahr 270 100,00 € 27.000,00 € 324.000,00 €
Kindergarten 599 101,00 € 60.499,00 € 725.988,00 €
Tagesstatte 185 127,00 € 23.495,00 € 281.940,00 €
Hort 128 127,00 € 16.256,00 € 195.072,00 €
Krippe 84 190,00 € 15.960,00 € 191.520,00 €
1.266 1.718.520,00 €

Mehreinnahmen

336.600,00 €




TOP: Viernheim, den 05.09.2011
Federfithrendes Amt

10 Hauptamt

Aktenzeichen: 00-15 VI
Diktatzeichen: We
Drucksache: IV-62-2011/XVII
Anlagen: 1

Produkt/Kostenstelle:

Stand der Haushaltsmittel:

Bendétigte Mittel:

Protokollausziige an: Hauptamt

Beratungsfolge Termin Bemerkungen
Haupt- und Finanzausschuss 29.09.2011
(Wirtschaftsférderung)

Informationsvorlage

Anzeigepflicht gemaf § 26 a HGO
Mitteilung/Information

Nach 8§ 26a der Hessischen Gemeindeordnung sind die Mitglieder der Gemeindeorgane
verpflichtet, die Mitgliedschaft bzw. eine entgeltliche oder ehrenamtliche Tatigkeit in einer
Korperschaft, Anstalt, Stiftung, Gesellschaft, Genossenschaft oder in einem Verband ein-
mal jahrlich dem Vorsitzenden des Organs anzuzeigen, dem sie angehdéren. Der Vorsit-
zende leitet eine Zusammenstellung der Anzeigen dem Haupt- und Finanzausschuss
(Wirtschaftsférderung) zur Unterrichtung zu.

Das Néhere des Verfahrens ist in der Geschaftsordnung der Stv.-Versammlung unter Ab-
schnitt I, § 3 geregelt. Danach sind die Anzeigen in der Zeit vom 01.05. bis 01.06. eines
jeden Jahres dem/der Stadtverordneten-Vorsteher/in zuzuleiten.

Alle Mitglieder des Magistrats und der Stv.-Versammlung wurden mit Schreiben des Bir-
germeisters bzw. des Stv.-Vorstehers vom 11.05.2011 aufgefordert, mittels eines Anzei-
genvordrucks die erforderliche Meldung abzugeben.

Eine Ubersicht lber die eingegangenen Anzeigen wurde mit dem Hinweis auf die Moglich-
keit zur Einsichtnahme in die Meldungen von Blrgermeister Baal3 und Stv.-Vorsteher Dr.
Ritterbusch dem Vorsitzenden des Haupt- und Finanzausschusses (Wirtschaftsforderung)
zugeleitet.

Der Vorsitzende wird in der Sitzung die Mitglieder des Ausschusses entsprechend unter-
richten.




UBERSICHT UBER DIE EINGEGANGENEN MELDUNGEN

FUR DAS JAHR 2011

Stand: 05.09.2011

SPD-Fraktion
(20 MITGLIEDER)

Eingang nach Anschreiben: 18
Eingang nach Mahnung: 2
Fehlende Meldungen: _0
CDU-Fraktion
(17 MITGLIEDER)
Eingang nach Anschreiben: 13
Eingang nach Mahnung: 21
Fehlende Meldungen: 3
Fraktion der Grunen
(6 MITGLIEDER)
Eingang nach Anschreiben: _6
Eingang nach Mahnung: 0
Fehlende Meldungen: 0
Viernheimer Liste
(2 MITGLIED)
Eingang nach Anschreiben: 2
Eingang nach Mahnung: 0
Fehlende Meldungen 0
Fehlende Meldungen insgesamt: 3

Magistrat: Es wurden alle Meldungen abgegeben..




	Dokumente
	Bekanntmachung 29.09.2011 Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)  (exportiert: 28.09.2011)
	Öffentliche Niederschrift 29.09.2011 Haupt- und Finanzausschuss (Wirtschaftsförderung)  (exportiert: 11.10.2011)

	Tagesordnungspunkte
	1. Bedarf an Betreuungsplätzen für unter Dreijährige Kinder
- weiterer Ausbau in Viernheim in den Jahren 2012 - 2013 - VL-76-2011/XVII 2. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-76-2011/XVII 2. Ergänzung - Bedarf an Betreuungsplätzen für unter Dreijährige Kinder- weiterer Ausbau in Viernheim in den Jahren 2012 - 2013 - (exportiert: 28.09.2011)

	2. Kinderbetreuung
Elternbeiträge in den Viernheimer Einrichtungen VL-77-2011/XVII 2. Ergänzung
	Beschlussvorlage VL-77-2011/XVII 2. Ergänzung - KinderbetreuungElternbeiträge in den Viernheimer Einrichtungen (exportiert: 28.09.2011)
	Anlage zur Beschlussvorlage VL-77-2011/XVII (exportiert: 28.09.2011)
	Anlage zur Beschlussvorlage VL-77-2011/XVII (exportiert: 28.09.2011)


	4. Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO IV-62-2011/XVII
	Informationsvorlage IV-62-2011/XVII - Anzeigepflicht gemäß § 26 a HGO (exportiert: 28.09.2011)
	Anlage zur Informationsvorlage IV-62-2011/XVII (exportiert: 28.09.2011)




